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Bebauungsplan "Tränke"
Neudenau

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem Vorhaben nimmt das Landratsamt wie folgt Stellung:

Sachverhalt:
Die Stadt Neudenau stellt den Bebauungsplan "Tränke" im Stadtteil Reichertshau-
sen auf. Durch die Aufstellung soll die planungsrechtliche Grundlage für die Errich-
tung eines Gewerbegebiets mit innovativem Campuscharakter geschaffen werden.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von 5,7 ha und wird
bisher überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Eine ehemalige landwirtschaftliche
Hofstelle befindet sich im Geltungsbereich. Der Bebauungsplan soll im Regelverfah-
ren aufgestellt werden. Das Verfahren befindet sich in der frühzeitigen Beteiligung.
Die erforderliche Änderung des Flächennutzungsplans ist zeitgleich in der Beteili-
gung.
Natur- und Artenschutz

- Schutzgebiete:
Durch den Bebauungsplan sind keine Schutzgebiete betroffen, auch der landesweite
Fachplan Biotopverbund wird Stand März 2022 nicht überplant.

- Geschütztes Biotop:
Im Geltungsbereich befindet sich das nach § 30 BNatSchG geschützte Biotop Nr.
166211250144 „Feldgehölze im Gewann ´Tränke´“. In das Biotop soll laut Planunter-
lagen nicht eingegriffen werden. Werden Biotope in einen Bebauungsplan aufgenom-
men und somit zukünftig dem Innenbereich zugeordnet, verlieren sie ihren Status als
besonders geschützte Biotope. Selbst wenn die Gemeinde in ihrem Bebauungsplan
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für die Biotope eine Pflanzbindung festsetzt, stellt dies nicht den gleichen Schutzsta-
tus dar, da Pflanzbindungen durch einfache Bebauungsplanänderungen wieder weg-
fallen können. Nach § 30 Abs. 2 S.1 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zer-
störung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung von gesetzlich geschütz-
ten Biotopen führen können, verboten. Der besondere Biotopschutz ist auch im Rah-
men der Bauleitplanung zu beachten. Nach § 30 Abs. 3 in Verbindung mit Absatz 4
BNatSchG kann von den Verboten nach Abs. 2 eine Ausnahme zugelassen werden,
wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. In diesem Fall wäre vor
Satzungsbeschluss bei der Unteren Naturschutzbehörde ein Antrag auf Biotopaus-
nahme (inkl. Ausgleichsplanung) zu stellen. Da in das Biotop nicht eingegriffen wird
empfehlen wir zu überprüfen, ob die Abgrenzung des Bebauungsplans so geändert
werden kann, dass das Biotop nicht mehr im Geltungsbereich liegt. Damit würde es
seinen Schutzstatus als gesetzlich geschütztes Biotop behalten und wäre nicht aus-
zugleichen.

- Umweltbericht/Grünordnerischer Beitrag:
Auf dem Gelände sind Rodungen durchgeführt worden und ein Gebäudeabriss er-
folgt. Aufgrund des engen zeitlichen Bezugs zum Aufstellungsbeschluss des Bebau-
ungsplanes sind die Gehölze in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im Bestand an-
zurechnen.

- Artenschutz:
Laut Unterlagen wird eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erstellt und nach-
gereicht. Wir empfehlen den Untersuchungsumfang frühzeitig mit der unteren Natur-
schutzbehörde abzustimmen.

- Textteil:
Um die Auswirkungen des Bebauungsplans sowie die damit einhergehenden Ein-
griffe in die Schutzgüter Natur und Landschaft, Boden, Arten und Biotope möglichst
gering zu halten, regen wir aus naturschutzrechtlicher Sicht an, die folgenden Punkte
im Textteil zu ergänzen:

 Pflanzgebote/Pflanzzwänge: Für Pflanzungen ist gebietsheimisches Pflanz-
und Saatgut vorzusehen. Bedingt durch die isolierte Lage im Außenbereich
sollte entsprechend § 40 BNatSchG zur Vermeidung der Florenverfälschung
und zur Schonung des Landschaftsbildes eine Anwendung der Vorgabe auch
für den durch den Bebauungsplan entstehenden Innenbereich vorgesehen
werden.

 Insektenschonende Beleuchtung des Plangebietes: Zum Schutz von nachtak-
tiven Insekten ist die Beleuchtung mit insektenschonenden Lampen entspre-
chend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es sind Leuchten zu
wählen, die kein Streulicht erzeugen. Die Außenbeleuchtung ist auf das unbe-
dingt erforderliche Mindestmaß zu beschränken. Private Dauerbeleuchtungen
sind unzulässig.
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Aktuell ist die Vorgabe im Textteil nur auf Wege und Straßenbeleuchtung be-
grenzt, aus Gründen des Artenschutzes und der exponierten Lage ist die Vor-
gabe zu ergänzen.

 Vogelschlag: Zur Überprüfung auf die Notwendigkeit von Vogelschutzglas
sollte in die örtlichen Bauvorschriften ein Hinweis aufgenommen werden und
bei den Einzelbaugenehmigungen im erforderlichen Fall festgelegt werden.
Bei den entstehenden Gebäuden, die an den Außenbereich grenzen, ist ein
erhöhtes Kollisionsrisiko für Vögel gegeben, sobald Fensterscheiben den Him-
mel oder Naturraumstrukturen spiegeln und Glasfassaden über eine Ecke ge-
plant werden. Grundsätzlich sollten Situationen mit Fallenwirkung vermieden
werden. Neben dem Verzicht auf Glasfronten existieren Maßnahmen, durch
die Glasfassaden für Vögel wahrnehmbar gemacht werden können. Informati-
onen hierzu finden Sie unter:
https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/voegel_glas_licht_2012.pdf

 Dachgestaltung und Photovoltaik: Neben der Anlage einer Dachbegrünung
empfiehlt sich die Installation einer Photovoltaik-Anlage. Eine Kombination aus
beidem ist möglich.

Landwirtschaft

Die Flurbilanz weist für das betroffene Gebiet Vorrangflur der Stufe I aus. Dies sind
Böden sehr hoher Qualität für die nachhaltige Erzeugung von Nahrungs- und Futter-
mitteln. Solche Böden sind grundsätzlich in landwirtschaftlicher Nutzung zu erhalten
(gem. § 2 Abs. 2 ROG). Daher bestehen aus landwirtschaftlicher Sicht erhebliche
Bedenken gegen die Überplanung von 5,7 ha. Eine Fremdnutzung muss ausge-
schlossen bleiben.

Zudem fordert § 1a Abs. 2 BauGB einen sparsamen und schonenden Umgang mit
Boden, sowie § 1 Abs. 5 BauGB den Vorrang der Innenentwicklung. Landwirtschaft-
lich genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die
Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen soll nachvollziehbar be-
gründet werden. An dieser geforderten Nachvollziehbarkeit mangelt es in den vorge-
legten Ausführungen aus unserer Sicht. Insbesondere sollten nach § 1a Abs. 2 Satz
4 BauGB Ermittlungen zu Brachflächen, Leerstand in Gebäuden, Baulücken und
Nachverdichtung angestellt werden, bevor weitere landwirtschaftliche Flächen in An-
spruch genommen werden.

Hinweise:
Wir regen an den entfallenen Wirtschaftsweg (Flurstück 240) zu verlegen oder zu er-
setzten. Des Weiteren empfehlen wir den landwirtschaftlichen Weg nach den Richtli-
nien des ländlichen Wegebaus zu errichten, frostsicher und mit einer hohen Tragsi-
cherheit, damit die ausgebauten Wege den aktuellen Nutzungsanforderungen der
landwirtschaftlichen Maschinen entsprechen.
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Eine zusätzliche Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für Kompensati-
onsmaßnahmen ist dringend zu vermeiden.

Um Nutzungskonflikte zu vermeiden, sollte ein Abstand von min. 2 m zwischen dem
Rand der jeweiligen Ackerfläche und den geplanten Wohngrundstücken eingehalten
werden. Der Abstand bezieht sich auf die geplanten privaten Grünflächen, nicht den
Gebäudegrundriss. Die Anlage eines Gehölzschutzstreifens zwischen der Ackerflä-
che und den Wohnhäusern ist empfehlenswert.

Um die Sicherheit und Leichtigkeit des landwirtschaftlichen Verkehrs zu gewährleis-
ten, sollte mit Einfriedungen ein Mindestabstand von 1 m, mit Anpflanzungen ein
Mindestabstand von 1,5 m gegenüber angrenzenden Feldwegen und landwirtschaftli-
chen Nutzflächen eingehalten werden.

Durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen können auch bei ordnungsge-
mäßer Bewirtschaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und Pflanzen-
schutzmittelabdrift im Sinne des § 906 BGB nicht ausgeschlossen werden und sind
durch die geplante Nutzung hinzunehmen.

Während und nach den Baumaßnahmen ist die Sicherheit und Leichtigkeit des land-
wirtschaftlichen Verkehrs durchgängig zu gewährleisten.

Um Verschattung und andere Beeinträchtigungen landwirtschaftlicher Kulturen zu
vermeiden, ist mit Anpflanzungen, die in Verbindung mit den geplanten Maßnahmen
stehen, ein ausreichender Abstand zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Kultu-
ren einzuhalten, der mindestens den Erfordernissen nach dem Nachbarrecht Baden-
Württemberg entspricht.

Um den Nachteil für die Landwirtschaft so gering wie möglich zu halten, empfehlen
wir den wertvollen Oberboden auf anderen landwirtschaftlichen Flächen auszubrin-
gen um diesen somit indirekt zu erhalten (z.B. Gebiete, bei denen die Flurbilanz
Grenzflur ausweist).

Wir regen die Installation von Photovoltaik-Anlagen auf den Gebäuden und Parkplät-
zen an um weitere Konflikte der Flächenkonkurrenz, zur Gewinnung von Windener-
gie und Photovoltaik, zu vermieden. Wir bitten auf ein agrarstrukturschonendes Flä-
chenmanagement zu achten.

Durch die Bebauung von Ackerland nimmt der Anteil von versiegelter Fläche zu, so
kann Regenwasser weniger gut versickern und die Grundwasservorräte auffüllen,
zum anderen steigt das Risiko, dass bei starken Regenfällen die Kanalisation oder
die Vorfluter die oberflächlich abfließenden Wassermassen nicht fassen können und
es somit zu örtlichen Überschwemmungen kommt. Deshalb regen wir an Retentions-
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zisternen auf den jeweiligen Baugrundstücken vorzusehen um eine zusätzliche Inan-
spruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen für den Bau von Regenrückhaltebe-
cken oder weitere Retentionsmaßnahmen in der Zukunft zu vermeiden.

Bodenschutz
Nach fachlicher Prüfung der Planungsunterlagen bestehen aus Sicht des Boden-
schutzes keine Bedenken gegen das Vorhaben. Es wird auf die Pflicht zur Beach-
tung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) und der bo-
denschutzrechtlichen Regelungen (insbesondere Bundes-Bodenschutz- und Altlas-
tenverordnung) hingewiesen.

Oberboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen Boden-
schichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zu-
stand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden
(siehe § 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfälti-
ger Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. Als Zwischenlager
sind Bodenmieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1
BBodSchG gewährleisten. Bodenverdichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden.
Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit wirkungsvoll
aufzulockern. Die fachlichen Anforderungen an den Bodenabtrag, die Zwischenlage-
rung und den Bodenauftrag sind in der DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und
Durchführung von Bauvorhaben“ und im Heft Bodenschutz 26 „Merkblatt Bodenauf-
füllungen“ der LUBW zusammengefasst.

Wird bei einem Bauvorhaben auf mehr als 0,5 Hektar natürlichen Boden eingewirkt,
ist vom Vorhabenträger ein Bodenschutzkonzept zu erstellen (§ 2 Abs. 3 LBod-
SchAG). Dadurch wird sichergestellt, dass das Schutzgut Boden sowohl bei der Pla-
nung von Bauvorhaben als auch bei der Umsetzung angemessen berücksichtigt und
ein sparsamer, schonender und haushälterischer Umgang mit dem Schutzgut Boden
und seinen vielfältigen Funktionen (vgl. § 2 Absatz 2 BBodSchG) gewährleistet wird.
Das Bodenschutzkonzept orientiert sich an der DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung
und Durchführung von Bauvorhaben“ und ist bei der Bauantragstellung der Unteren
Bodenschutzbehörde vorzulegen.

Oberirdische Gewässer
Das Plangebiet grenzt im Südwesten an einen kleinen Bach, der ein Gewässer II.
Ordnung ist, an. Das Plangebiet liegt nicht in einem Überschwemmungsgebiet und
wird auch nicht bei einem Extremhochwasser überschwemmt.

Da es sich beim kleinen Bach um ein Gewässer II. Ordnung handelt, muss nach § 29
Wassergesetz für Baden- Württemberg (WG) i.V.m. § 38 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) im Innenbereich ein Gewässerrandstreifen von 5 Meter Breite eingehalten
werden. Die Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der öko-
logischen Funktion oberirdischer Gewässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung
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des Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quel-
len. Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der an das Ge-
wässer landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Er bemisst sich ab der
Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsober-
kante ab der Böschungsoberkante.
Beim kleinen Bach besteht eine ausgeprägte Böschungsoberkante, so dass sich der
Gewässerrandstreifen ab ihr bemisst. In den Gewässerrandstreifen ist nach § 38
WHG und § 29 WG verboten:

 Die Umwandlung von Grünland in Ackerland
 Das Entfernen standortgerechter Bäume und Sträucher
 Die Neuanpflanzungen nicht standortgerechter Bäume und Sträucher
 Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
 Die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss

behindern können oder die fortgeschwemmt werden können,
 die Errichtung baulicher und sonstiger Anlagen

(soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind)
 die Nutzung als Ackerland ab 1. Januar 2019 mit Ausnahme von:

Anpflanzung von Gehölzen mit Ernteintervallen von mehr als zwei Jahren (Kurzumtriebsplanta-
gen) sowie die Anlage und der umbruchlose Erhalt von Blühstreifen in Form von mehrjährigen
nektar- und pollenspendenden Trachtflächen für Insekten

 der Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln mit Aus-
nahme von:
Wundverschlussmittel zur Baumpflege und Wildbissschutzmittel

Es ist daher darauf zu achten, dass alle baulichen und sonstigen Anlagen, dazu zählt
auch das RRB im Süden des Plangebiets einen mindestens 5 Meter breiten Gewäs-
serrandstreifen einhält.

Die Stadt Neudenau hat für ihr Gemeindegebiet Starkregengefahrenkarten aufstellen
lassen. Aus den Karten geht hervor, dass das Plangebiet bei einem außergewöhnli-
chen Starkregenereignis (verschlämmt) mehrere Fließwege aufweist.
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Auszug aus den Starkregengefahrenkarte Reichertshausen, Außergewöhnliches
Starkregenereignis (verschlämmt)

Es muss daher in einer näheren Planung aufgezeigt werden, wie die schadlose
Oberflächenentwässerung bei einem Starkregenereignis erfolgen soll.

Aus den Planunterlagen geht weiterhin hervor, dass der kleine Bach renaturiert wer-
den soll. Zudem soll über Regenrückhaltebecken das anfallende Dachflächenwasser
eingeleitet werden. Dieses wird begrüßt. Die Planung für die Renaturierung ist recht-
zeitig mit dem Landratsamt Heilbronn –Untere Wasserbehörde- abzustimmen. Bei
der Renaturierung ist darauf zu achten, dass der Charakter eines Fließgewässers
nicht verloren geht.

Grundwasser
Das Plangebiet liegt im fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzgebiet Neudenau-
Siglingen (Wert und untere Au).
Belange des Grundwasserschutzes sind im Umweltbericht zu prüfen und zu bewer-
ten.

Altlasten
Es gibt keine Einträge im Bodenschutz- und Altlastenkataster.

Abwasser
Eine abschließende Stellungnahme ist nicht möglich. Zum Schmutzwasser fehlen
Aussagen über die Kapazität der aufnehmenden Kanalisation mit Sonderbauwerken
und Kläranlage. Bereits zu diesem Zeitpunkt sollten diese Punkte, um anfallende
Kosten für eventuell notwendig Baumaßnahmen am Entwässerungssystem abschät-
zen zu können, betrachtet werden. Bei der Erschließung ist grundsätzlich der § 55
des Wasserhaushaltsgesetztes zu beachten.

Es wird darauf hingewiesen, dass:

1. mit dem Inkrafttreten der Arbeitsblätter DWA-A100 (2006) und dem DWA-A102
(2020) bei der Planung von Siedlungsgebieten wasserhaushaltsbezogene Ziele
vorgeschrieben werden. Hieraus ergibt sich unter anderem die Forderung, dass
bei der Planung von Siedlungsflächen die Veränderung des lokalen Wasserhaus-
halts, soweit ökologisch, technisch und wirtschaftlich vertretbar, gering zu halten
ist.

2. für den Bau und Betrieb der Schmutzwasserkanäle das Benehmen herzustellen
ist.

3. für die Einleitung von nichtbehandlungsbedürftigen Niederschlagswassers in ein
Gewässer eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig ist.
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Die Befugnisse sind rechtzeitig vor Erschließung des Baugebietes bei der unteren
Wasserbehörde zu beantragen.

Für das Wasserrechtsverfahren sind unteranderem folgende Unterlagen/ Angaben
notwendig:

 Auszug aus dem AKP/Schmutzfrachtberechnung aus dem hervorgeht, dass
das Plangebiet zur Bebauung vorgesehen ist

 Nachweis einer ausreichenden hydraulischen Kapazität der beanspruchten
Ortskanalisation

 Beurteilung der Behandlungsbedürftigkeit des anfallenden Niederschlagwas-
sers

 Bemessung der erforderlichen Versickerungs-, Rückhalte-, Ableitungs-, oder
Behandlungsanlagen für das anfallende Niederschlagwasser

 hydraulische Untersuchung/Nachweise bei Einleitungen in ein Gewässer
 Begründung, warum die vorliegende Siedlungsentwicklungsplanung den was-

serhaushaltsbezogenen Zielen nach DWA-A100 und DWA-A102 entspricht

Straßen und Verkehr
Das Plangebiet befindet sich nordöstlich des Stadtteils Reichertshausen und grenzt
direkt an die K 2137 an. Straßenbaurechtlich liegt das Vorhaben außerhalb der Orts-
durchfahrtsgrenze.

Aufgrund der Lage außerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze gilt das Anbauverbot ge-
mäß § 22 Abs. 1 Straßengesetz für Baden-Württemberg (StrG BW). Demnach sind
Hochbauten jeder Art längs von Kreisstraßen in einer Entfernung von bis zu 15 m
(Nr. 1 b)) sowie bauliche Anlagen, die über Zufahrten oder Zugänge an Kreisstraßen,
die im Wesentlichen von Einmündungen, höhengleichen Kreuzungen und Zufahrten
frei sind, unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen (Nr. 2), verboten.

Die Erschließung ist direkt über einen neuen Anschluss an die K 2137 geplant. Hier-
für ist eine Vereinbarung zwischen dem Vorhabenträger und dem Landkreis Heil-
bronn zu schließen, in der die Durchführung, Kosten und spätere Unterhaltung gere-
gelt sind.

Zudem sollte eine Linksabbiegespur angelegt werden. Insbesondere aufgrund der
dargelegten Mitarbeiterzahl, sowie der Absicht auf dem Areal auch Schulungen an-
zubieten in Verbindung mit der Entfernung zur ÖPNV-Anbindung (Zug / Stadtbahn)
ist davon auszugehen, dass es vermehrt zu Abbiegevorgängen kommen wird. Dies
sollte ebenfalls in einer Vereinbarung geregelt werden.
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Zudem wollen wir darauf hinweisen, dass durch die Anlage des Baugebietes der vor-
handene Feldweg gekappt wird. Der Feldweg ist zwar keine direkte Radwegverbin-
dung, jedoch ist es die einzige durchgängig asphaltierte Wegverbindung Richtung
Bittelbronn abseits der Kreisstraße.
Es sollte daher geprüft werden, ob durch die Umlegung des Baugebietes nicht die
Durchgängigkeit des Netzes aus landwirtschaftlichen Wegen unterbrochen wird, und
somit auch die alternative Routenführung für Radfahrer in diesem Bereich unterbro-
chen wird.

Sofern das Regenrückhaltebecken dauerhaft mit Wasser befüllt sein soll, sollte hier
ein Abstand von mind. 7,50m zum Fahrbahnrand der K 2137 eingehalten werden,
andernfalls ist eine Schutzplanke notwendig.

ÖPNV
Aus Sicht des Radverkehrs fehlt ein Zugang aus Richtung Reichertshausen über die
Möckmühler Straße zum Plangebiet. Diese Verbindung wäre für den Radverkehr be-
sonders attraktiv, da er sonst im Mischverkehr über die Kreisstraße zum Plangebiet
fahren müsste.

Immissionsschutz und Gewerbe
Da eine gewerbliche Nettofläche von knapp 4,5 ha ausgewiesen werden soll und
eine nächtliche Nutzung nicht ausgeschlossen wird, gibt DIN 18005 zur Einhaltung
des Orientierungswerts von 45 dB(A) nachts für das knapp 145 m entfernte Dorfge-
biet einen Abstand von rund 300 m vor.
Durch die offensichtliche Abstandsunterschreitung bestehen Bedenken und es wird
vor einer abschließenden Beurteilung die Erstellung einer Schallimmissionsprognose
für erforderlich gehalten.

Im Hinblick auf die Vorgaben der Baunutzungsverordnung zu Gewerbegebieten, § 8,
wird hinsichtlich des geplanten Boardinghauses darauf hingewiesen, dass nur aus-
nahmsweise Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, zugelassen werden kön-
nen. Insofern bestehen zu diesem Vorhaben ebenfalls Bedenken.

Flurneuordnung
Die überplanten Flächen befinden sich im Gebiet der geplanten Flurbereinigung Neu-
denau-Reichertshausen (Feldlage).

Wir geben zu bedenken, dass die Feldwegverbindung aus der Ortschaft heraus in
Richtung Feldlage durch die geplante Entwidmung des Feldweges, Möckmühler
Straße (Flst. Nr. 240), gekappt wird. Dieser Feldweg ist für die Landwirtschaft sowie
Naherholung wichtig, weshalb nach einer alternativen Wegführung gesucht werden
sollte. Im Rahmen der Flurbereinigung kann eine solche Wegführung um die Gewer-
befläche herum im Wege- und Gewässerplan geplant und hergestellt werden. Hierzu
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sollten bereits im Bebauungsplan seitens der Stadt Neudenau Regelungen getroffen
werden, die es ermöglichen, den derzeitigen unbefestigten Feldweg (Flst. Nr. 339)
ggf. auszubauen und zu verbreitern. Um einen verbreiterten Ausbau in der Flurberei-
nigung umsetzen zu können, regen wir an, im Bebauungsplan einen Streifen als
Wegfläche bzw. Verkehrsfläche östlich angrenzend an das Wegflurstück 339 festzu-
setzen.
Es wird vorgeschlagen, die überplante Fläche des Bebauungsplans in das Verfah-
rensgebiet einzubeziehen, damit dadurch Spielraum für die Neugestaltung der Flur-
bereinigung in diesem Bereich bleibt.
Wir weisen auf §187f BauGB hin, wonach bei der Vorbereitung und Durchführung
städtebaulicher Maßnahmen Flurbereinigungsmaßnahmen zu berücksichtigen sind.
Außerdem hat die Gemeinde die Flurbereinigungsbehörde bei den Vorarbeiten zur
Aufstellung der Bauleitpläne möglichst frühzeitig zu beteiligen. Wir bitten um zukünf-
tige Beachtung.

Freundliche Grüße
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Flächennutzungsplan "2. Fortschreibung der 6. Änderung"
Neudenau

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem Vorhaben nimmt das Landratsamt wie folgt Stellung:

Die Stadt Neudenau bittet um Stellungnahme zum Flächennutzungsplan "2. Fort-
schreibung der 6. Änderung". Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren
zum Bebauungsplanverfahren „Tränke“ geändert, da sich die geplante Ausweisung
eines Gewerbegebiets im Ortsteil Reichertshausen nicht aus dem derzeitig gültigen
Flächennutzungsplan entwickelt. Die im FNP derzeitig vorgesehene gewerbliche
Baufläche „Jenseits in der Au/Steige“ stellt sich seit längerer Zeit wegen schwieriger
Verkehrsanbingung, Immissionskonflikten und fehlender Mitwirkungsbereitschaft der
Grundstückseigentümer als nicht entwickelbar dar. Sie soll im Tausch mit der Fläche
„Tränke“ auf 6 ha aufgegeben werden.

Nachdem der dem Flächennutzungsplanverfahren zugrundeliegende Bebauungsplan
parallel aufgestellt wird, nimmt das Landratsamt Heilbronn im Sinne von § 2 Abs. 4
BauGB auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zum Verfahren Stellung.
Es wird vollinhaltlich auf die Stellungnahme vom 08.04.2022 zum Bebauungsplanver-
fahren „Tränke“ verwiesen.

Freundliche Grüße
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 6. Änderung der 2. Fortschreibung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren
nach § 8 Abs. 3 BauGB zum Bebauungsplan "Tränke", Stadt Neudenau
Frühzeitige Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB
Ihr Schreiben vom 04.03.2022
Ihr Zeichen:

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungsbehörde sowie
aus Sicht der Abteilungen 3 zu der oben genannten Planung folgendermaßen Stellung:

Raumordnung
I.  Nach § 1 Abs. 3 BauGB sind die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für

die städtebauliche Entwicklung erforderlich ist. Da der Flächennutzungsplan neue
Flächen ausweist und der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan ent-
wickelt ist, sind die Hinweisen des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Woh-
nungsbau vom 15.02.2017 zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnach-
weise anzuwenden. In diesem Zusammenhang begrüßen wir den geplanten Flä-
chentausch. Allerdings sollte im weiteren Verfahren nachvollziehbar dargestellt und
begründet werden, wie der Gewerbeflächenbedarf der Firma GLASSLINE im Um-
fang von 5,7 ha hergeleitet wurde.
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Insbesondere sollte im Hinblick auf § 1a Abs. 2 BauGB auch noch dargestellt wer-
den, inwieweit mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen wird und

-Gebiet
rd eine verdichtete Bebauung angeregt.

II. Regionalplanerische Zielfestlegungen werden durch das Vorhaben nicht tangiert.

Das Vorhaben liegt allerdings in einem Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft. Nach
PS 3.2.3.3 Abs. 3 (Z) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 sollen

ges und der Eignung landwirtschaftlich genutzter Bodenflächen bei der Abwägung
mit raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ein besonderes Gewicht beige-

Weiter liegt das Vorhaben liegt in einem Vorbehaltsgebiet zur Sicherung von Trink-
wasservorkommen. Nach PS 3.3.2 Abs. 5 (Z) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020
werden
[ ] die fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzgebiete außerhalb der rechtskräf-
tigen und geplanten Wasserschutzgebiete als Vorbehaltsgebiete zur Sicherung von
Wasservorkommen festgelegt und in der Raumnutzungskarte im Maßstab 1 : 50.000

Vorbehaltsgebiete sind als Grundsätze, nicht als Ziele der Raumordnung zu werten
(BVerwG, Beschl. v.15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass Vorbehaltsgebiete der Pla-
nung nicht grundsätzlich entgegenstehen, jedoch in der Abwägung zu berücksichti-
gen sind.

Wir weisen darauf hin, dass in der Begründung zur 6. Änderung der 2. Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans in der abgebildeten Raumnutzungskarte (Abbil-
dung 7, S. 7) das Vorbehaltsgebiet zur Sicherung von Trinkwasservorkommen nicht
dargestellt ist. Dies ist zu korrigieren.

III. Bei der vorliegenden Flächenneuausweisungen ist außerdem PS 3.1.9 (Z) LEP
2002 zu beachten. Der Plansatz legt fest, dass die Siedlungsentwicklung vorrangig
am Bestand auszurichten ist. Dazu sind Möglichkeiten der Verdichtung und Arron-
dierung zu nutzen, Baulücken und Baulandreserven zu berücksichtigen sowie
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Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die Inan-
spruchnahme von Böden mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die
Landwirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu beschränken.

In der Begründung wurde das sog. Anbindungsgebot bislang nicht abgearbeitet, so
dass aus raumordnerischer Sicht nach derzeitigem Stand Bedenken gegen die Pla-
nung bestehen.

Für das weitere Verfahren weisen wir insbesondere auf Folgendes hin:

Im Rahmen der Prüfung des Plansatzes kommt neben der Nachvollziehbarkeit der
Begründung des Umfangs von Flächenneuausweisungen im Außenbereich insbe-
sondere dem Thema Flächen- bzw. Standortauswahl eine besondere Bedeutung
zu.

Für die geplante Flächeninanspruchnahme fehlt bislang eine nachvollziehbare Al-
ternativenprüfung. Anhand geeigneter Kriterien ist darzustellen, aus welchen Grün-
den andere Standorte ausscheiden und warum es keine andere geeignete Fläche
für das Vorhaben gibt. In diesem Zusammenhang muss im weiteren Verfahren auch
dargelegt werden, warum das Vorhaben nicht unmittelbar im Anschluss an den Orts-
rand von Reichertshausen realisiert werden kann.

Außerdem schließen wir uns den Ausführungen des Regionalverbands Heilbronn-
Franken in seiner Stellungnahme vom 04.04.2022 zum Thema Lückenschließung
vollumfänglich an.

Die Unterlagen sind entsprechend zu ergänzen.

Sofern die geforderte Abarbeitung des PS 3.1.9 (Z) LEP 2002 und die nachvollzieh-
bare Herleitung des vorliegenden Standortes  unter Berücksichtigung der künftigen
Entwicklung der Stadt Neudenau  gelingt, können die geäußerten Bedenken ggf.
im Rahmen der Offenlage ausgeräumt werden.

IV. Vor dem Hintergrund, dass in dem festgesetzten Gewerbegebiet nach Ziffer I.1.1.1
des Textteils auch Einzelhandelsbetriebe allgemein zulässig sind, wird auch auf eine
mögliche Agglomerationswirkung hingewiesen.
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Nach PS 2.4.3.2.5 (Z) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 werden mehrere
selbstständige, je für sich nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe [..] bei einer
räumlichen Konzentration als Agglomeration angesehen und damit als großflächiger
Einzelhandelsbetrieb bzw. als Einkaufszentrum behandelt, sofern raumordnerische
Wirkungen wie bei einem großflächigen Einzelhandelsbetrieb bzw. Einkaufszentrum
zu erwarten sind. Dies gilt auch bei einer räumlichen Konzentration von einem oder
mehreren großflächigen Einzelhandelsbetrieben und einem oder mehreren nicht
großflächigen Einzelhandelsbetrieben.

Eine Möglichkeit das Ziel der Raumordnung in jedem Fall zu beachten, wäre der
Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben im Plangebiet. Ein solcher Ausschluss wird
empfohlen.

Landwirtschaft

Abt. 3 ist von Referat 21 zur Prüfung aufgefordert, ob in Bezug auf die Planung von
Seiten des RPS zu vertretende Belange zu berücksichtigen sind.  Dies ist z.B. der Fall,
wenn sich Planungen / Vorhaben in großem Umfang auf landwirtschaftlich gut geeig-
neten Flächen abspielen bzw. weitere landwirtschaftliche Belange betroffen sind. Zu
überprüfen ist dabei im Detail, ob den Forderungen der Landwirtschaft / Agrarstruktur
nach sparsamem Umgang mit Grund und Boden und Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme Rechnung getragen wird. Zielsetzung gemäß LEP ist dabei, Standorte
mit einer hohen Bonität gegenüber konkurrierenden Nutzungen in der Abwägung ent-
sprechend und ausreichend zu beachten.

Die geplante Gebietsausweisung (6ha) für ein in der Region ansässiges Unternehmen
sowie externe Firmen liegt nordöstlich des Stadtteils Reichertshausen. Derzeit wird das
Plangebiet landwirtschaftlich als Acker genutzt, am südlichen Rand des Flurstücks
Tränke liegt eine ehemalige, aufgegebene Hofstelle. Im FNP ist das Gebiet bisher als

Gebiet für die Land-
 (VBG). Aufgrund der Gunstlage von Neudenau längs des Jagsttales ist die-

ser Standort wie auch die Gemarkung in der Flurbilanz weitgehend als Vorrangflur
Stufe I eingestuft. Diese Bedeutung der Standorte für die landwirtschaftliche Nutzung
wurde bisher nicht dargestellt.
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Auch ist unklar, ob über die öffentlichen landwirtschaftlichen Belange hinaus einzelbe-
triebliche Belange betroffen sind, wie z.B. Wegenetz / Erschließung (Wirtschaftsweg
entfällt!):

Gebiete der Vorrangflur Stufe I / II sind aufgrund ihrer natürlichen/agrar-strukturellen
Merkmale besonders gut für die landwirtschaftliche Nutzung geeignet und sollten die-
ser Nutzung vorbehalten bleiben und nicht für andere Siedlungstätigkeiten herangezo-
gen werden. Fremdnutzungen der Vorrangflur Stufe I / II sollten ausgeschlossen blei-
ben. Die Planung führt zu einem Verlust von Produktionsfläche für die landwirtschaftli-
chen Betriebe. Es bestehen aus unserer Sicht erhebliche Bedenken zu den öffentli-
chen Belangen der Landwirtschaft (Flurenverbrauch). Die Nutzung solch einer hoch-
wertigen Flur muss einer nachhaltigen regionalen Nahrungsmittelerzeugung vorbehal-
ten bleiben.

Um die gegebene Belastung der landwirtschaftlichen Betriebe mit Produktionsflächen-
Verlusten durch andere Vorhaben und deren Eingriffs-Ausgleich nicht zu erhöhen, soll-
ten auch bei diesem Vorhaben für erforderliche Ausgleichsmaßnahmen möglichst
keine Ackerflächen in Anspruch genommen werden. Nach § 15.3 BNatschG ist bei
der Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, dies gilt insbe-
sondere für Vorrangfluren Stufe I. Es ist deshalb darauf zu achten, dass bei einem ggf.
erforderlichen Eingriffs-Ausgleich dieser auch z.B. durch Bewirtschaftungs- oder Pfle-
gemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts dienen, erbracht
werden kann. Dies sollte auf bereits extensiv bewirtschafteten Flächen ((Unter-) Grenz-
fluren) geschehen, um möglichst zu vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung genom-
men werden müssen.

Im Detail bitten wir um Beteiligung der ULB bei der Planung.

Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an
E-Mail:
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Anmerkung

Die Stellungnahme der Abteilung 8  Denkmalpflege  erfolgt ggf. separat.

Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an
E-Mail:

Hinweis:

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses zur
Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt
(abrufbar unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten,
dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunter-
lagen in digitalisierter Form an das Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de
zu senden. Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Be-
kanntmachungsnachweis digital vorzulegen.

Wir bitten um Beteiligung am weiteren Verfahren.

Mit freundlichen Grüßen

gez.
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Von:
Gesendet: Dienstag, 15. März 2022 07:34
An: Bauamt@neudenau.de
Betreff: Bebauungsplan "Tränke" mit Änderung des FNP im Parallelverfahren nach

§ 8Abs.3 BauGB - Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
Anlagen: 16_kmbd_antr_ueberpr_grundst.pdf; 16_kmbd_vwv.pdf;

Broschuere_Kampfmittelfrei_Bauen.pdf; Kostensätze und Entgelte neu
KMBD ab 01.07.2020.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für Ihr Anschreiben. Damit wir für Sie tätig werden können, bitten wir Sie den beigefügten Antrag
auszufüllen, zu unterschreiben und mit Lageplänen an uns zurück zu senden.
Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Weltkrieges stattfanden,
ist es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine Gefahrenverdachtserforschung in Form einer
Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen.
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen einzustufen.

Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg allerdings Luftbildauswertungen
für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von Grundstücken auf vertraglicher Basis nur noch
kostenpflichtig durchführen.

Diese Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. Die dafür benötigten Formulare können
auch unter www.rp-stuttgart.de (->Service->Formulare und Merkblätter) gefunden werden.
Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang.
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind. 20 Wochen ab Auftragseingang.
Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in Verzug) möglich.
Bitte sehen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab.
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst des
Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. S. 342) die Aufgaben des
Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Entschärfung, den Transport und die Vernichtung von
Kampfmitteln beschränken.
Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung von Kampfmitteln kann vom
Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen vollständige Kostenerstattung übernommen
werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, sind für diese Aufgaben gewerbliche
Unternehmen zu beauftragen.
Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne persönlich zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Regierungspräsidium Stuttgart
Referat 16 - Kampfmittelbeseitigungsdien B-W
Pfaffenwaldring 1
70569 Stuttgart

Tel:
Fax:
E-Mail:
Internet: www.rp-stuttgart.de






























